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Zur Frage des Haftungsausschlusses, wenn ein Bauleiter 
hei der Heimfahrt von einem Richtfest mit einem Kraft­
wagen des Unternehmers durch Verkehrsunfall den Tod 
eines mitgenommenen Bauarbeiters verschuldete
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Der VIo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 26«> April 1966 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten Dr. Engels und der Bundes 
richter Hanebeck, Dr. Hauß, Gähtgens und Dr. Nüßgens
für R e c h t  erkannts

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil 
des 4» Zivilsenats des Oberlandesgerichts Köln 
vom 28 o Juli 1964 v/ird zurückgewiesen.
Die Kosten der Revision werden dem Beklagten 
auferlegto

Von Rechts wegen

Tatbestands

Der Ehemann der Klägerin und der Beklagte waren bei 
der Firma in Köln beschäftigt, der Ehemann der
Klägerin als Estrichleger und der Beklagte als Bauleiter. 
Am 28o Mai 1962 nahm der Beklagte den Ehemann der Klägerin 
von einem Richtfest in einem Personenkraftwagen der Firma 

mit nach Hause. Unterwegs fuhr er gegen einen 
Baum; der Ehemann der Klägerin kam ums Leben. Der Be­
klagte wurde wegen fahrlässiger Tötung in Tateinheit 
mit fahrlässiger Gefährdung des Straßenverkehrs als be­
trunkener Kraftfahrer zu Strafe verurteilt (92 - 9/62 
des Amtsgerichts Köln).

Die Klägerin hat den Beklagten gemeinsam mit ihrer 
Tochter Frau Juliane H a ^ P  geb. auf Ersatz der
Beerdigungskosten in Anspruch genommen und mit einem

*

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Eeststcllungsbegehren weiter insbesondere den Schaden 
gegen ihn geltend gemacht, der ihr durch den Tod ihres 
Ernährers entstanden ist«,

Der Beklagte hat um Abweisung der Klage gebeten»
Er hat die Ansicht vertreten, seine Haftung sei nach 
§§ 898, 899 HVO ausgeschlossen»

Bas Landgericht hat durch Teilurteil vom 23» Januar 
1964 festgestellt, daß der Beklagte verpflichtet ist, der 
Klägerin den Schaden zu ersetzen, der ihr durch den Y/eg- 
fall der Unterhaltsleistungen ihres verstorbenen Ehemannes 
bei Anrechnung der Renten der Berufsgenossenschaft und der 
Landesversichcrungsanstalt entsteht»

Hiergegen hat der Beklagte Berufung eingelegt und 
im Berufungsverfahren weiter eingewendet, den Ehemann 
der Klägerin habe ein Mitverschulden an seinem tödlichen 
Unfall getroffen, weil er die Betrunkenheit des Beklagten 
habe erkennen können und auch selbst betrunken gewesen sei»

Die Berufung ist zurückgewiesen worden»

Mit der Revision erstrebt der Beklagte weiterhin die 
Abweisung der Klage, soweit über sie bereits erkannt ist»

Die Klägerin beantragt, die Revision zurückzuv/eisen»

Entscheidungsgründe s

1» Unter den Parteien ist außer Streit, daß der Be­
klagte den tödlichen Unfall des Ehemannes der Klägerin
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verschuldet hat und die Voraussetzungen des § 844 Abs0 2 
BGB für die mit dem Peststellungsbegehren geltend gemachte 
Schadensersatzpflicht des Beklagten vorliegen»

2o Streitig ist in erster Linie, ob dem Beklagten 
der Haftungsausschluß nach § 899 RVO in Verbindung mit 
§ 898 RVO zugute kommto Diese Bestimmungen sind trotz 
der Neuordnung des Rechts der gesetzlichen Unfallver­
sicherung durch das Gesetz vom 30» April 1963 (BGBl I 
241) maßgebend geblieben, da sich der Unfall vor dem 
Inkrafttreten der Neuordnung am 1. Juli 1963 ereignet 
hat (Art» 4 §§ 1, 16 Abs» 1 des Gesetzes vom 30» April 
1963)o Das Berufungsgericht hat versehentlich die neuen 
Bestimmungen der §§ 636 ff RVO angewendet» Die Entscheidung, 
zu der das Berufungsgericht gelangt ist, erweist sich aber 
auf der Grundlage des alten Rechts als richtig, so daß der 
Rcchtsfehler des Berufungsgerichts im Ergebnis unschäd­
lich ist (vglo § 563 ZPO),

•
3o Wie da^ Berufungsgericht festgestellt hat, lag 

es dem Beklagten als Bauführer der Firma ob, die
einzelnen Baustellen der Firma zu kontrolliereno Er fuhr 
sie mit einem Personenkraftwagen ab, den ihm die Firma 
zur Verfügung gestellt hatte und den er frei und unkon­
trolliert in eigener Wartung wie einen Privatwagen be­
nutzen durfte« Auf das Abfahren und Kontrollieren der Bau­
stellen war nach den Feststellungen dos Berufungsgerichts 
der betriebliche Aufgabenkreis des Beklagten aber auch 
beschränkt» Arbeiter von den Baustellen nach Hause zu 
bringen, war nicht seine Aufgabe» Der Beklagte hat, so 
hobt das Berufungsgericht hervor, nichts dafür vorgebracht, 
das derartiges auch nur in einem einzigen Falle zu sei­
nen betraeblichen Pflichten gehört hätte» Auch die Mit­
nahme des Ehemannes der Klägerin hatte nach der Feststellung



des Berufungsgerichts mit dem betrieblichen Aufgaben­
kreis dos Beklagten nichts zu tun» Wie es auf Grund der 
eigenen Angaben des Beklagten im Strafverfahren als er­
wiesen angesehen hat«, hat der Beklagte den Ehemann der 
Klägerin im Wagen nach Hause mitgenommen, weil dieser 
ihn hierum bat und weil der Ehemann der Klägerin und der 
Beklagte Nachbarn und miteinander verkehrende gute Be­
kannte waren» Es gehörte nach Auffassung des Berufungs­
gerichts daher der privaten Sphäre an, daß der Ehemann 
der Klägerin den Beklagten bat, ihn mitzunehmen, und daß 
der Beklagte dieser Bitte nachkam« Betrieblich bedingt, 
so hat das Berufungsgericht ausgoführt, war nur das Zu­
sammentreffen an der Baustelle; dagegen war die Mitnahme 
selbst kein betrieblicher Vorgang; betriebliche Gründe 
sind für sie nicht maßgebend gewesen; insbesondere hat 
sich das Berufungsgericht auch nicht davon überzeugen 
können, daß der Beklagte etwa aus betrieblicher Fürsorge 
gehandelt habe»

4» Bei dieser Sachlage kann es entgegen der Ansicht 
der Revision v/eder beanstandet werden, daß das Berufungs­
gericht den Rechtsstreit nicht nach § 901 Abs» 2 RVO a.F. 
ausgesetzt noch daß es dem Beklagten den in Anspruch ge­
nommenen Haftungsausschluß versagt hat«

a) Die Vorschrift des § 901 Abs» 2 RVO über die Aus­
setzung des Verfahrens steht im Zusammenhang mit der Be­
stimmung des § 901 Abs« 1 RVO, wonach das ordentliche Ge­
richt bei einem Schadensersatzprozeß eines Unfallver­
letzten oder seiner Hinterbliebenen gegen den Unternehmer 
oder die ihm nach § 899 RVO gleichgestellten Personen 
an die Entscheidung gebunden ist, die im sozialversicherungs 
rechtlichen Verfahren darüber ergeht, ob ein entschädigungs­
pflichtiger Unfall vorliegt sowie in welchem Umfang und
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von welchem Versicherungsträger die Entschädigung zu ge­
währen ist» Aus diesem Zusammenhang heraus ist -daher auch 
die Aussetzungsvorschrift des § 901 Abs. 2 'RVO zu ver­
stehen o Das Gesetz will verhindern, daß über die bezoich- 
neten Prägen widersprechende Entscheidungen der ordent­
lichen Gerichte einerseits und der Berüfsgenossenschaften 
und Sozialgerichte andererseits ergehen« Dieser Sinn des 
Gesetzes trifft aber nicht zu und eine Aussetzung nach § 
901 Abs« 2 RVO kann daher vom Gesetz auch nicht gewollt 
sein,, wo über den Schadensersatzanspruch erkannt werden 
kann, ohne daß es auf eine jener Prägen ankommt und über 
sie entschieden wird« So ist es aber hier« Das Berufungs­
gericht hat es dahingestellt gelassen und brauchte auch 
nicht darüber zu befinden, ob der tödliche Unfall des 
Ehemannes der Klägerin ein unter dem Unfallversicherungs­
schutz stehender Arbeitsunfall (§§ 537? 542 ff RVO) ge­
wesen ist oder nicht« Lag kein Arbeitsunfall vor, so 
konnte der Haftungsausschluß nach §§ 898, 899 RVO nicht 
Platz greifen, da er nur bei Arbeitsunfallen in Betracht 
kommt« War es dagegen ein Arbeitsunfall, so mußte der 
Haftungsaus Schluß doch wiederum verneint werden, v/eil 
der Beklagte nach den Feststellungen des Berufungsge­
richts bei der Unfallfahrt keine Betriebsaufgabe erfüllt 
und nicht im Rahmen seines betrieblichen Wirkungskreises 
gehandelt hat; § 899 RVO ist solchenfalls unanwendbar 
(Urteil des erkennenden Senats vom 27» Juni 1956 - VI ZR 
252/55 - NJW 1956, 1514 = VersR 1956, 589 = VRS 11, 266 
= LM Nr» 9 zu Dienst- und ArbeitsunfallG)« Völlig unbe­
rührt blieb auch die Frage, ob, in welchem Umfang und 
von v/elchem Versicherungsträger eine Unfallentschädigung 
zu gewähren ist; daß der Mögliciilät eines Forderungsüber­
gangs nach § 1542 RVO in dem Urteilsausspruch Rechnung 
getragen worden ist, bedeutete keine Entscheidung über
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das Bestehen einer derartigen Leistungspflicht0 Es 
trifft daher nicht zu, daß eine Aussetzung des Rechts­
streits nach § 901 Abs« 2 RVO geboten gewesen wäre«
Soweit das Reichsgericht in der von der Revision ange­
zogenen Entscheidung RGZ 91? 94 eine andere Auffassung 
zu § 901 Abs« 2 RVO vertreten hat, kann ihr nicht bei­
gepflichtet werden (vgl» Lauterbach, Unfallversicherung 
3- Auflo § 638 Annio lös die frühere Rechtsprechung ist 
überholt)«

b) Die Revision zieht nicht in Zweifel, daß die 
Handlung, für die ein Betriebs- und Arbeiteraufseher 
schadensersatzpflichtig gemacht wird, in seinen betrieb­
lichen Aufgabenkreis gefallen sein muß, wenn die Voraus­
setzungen des Haftungsausschlusses nach § 899 RVO gegeben 
sein sollen« Doch meint sie, das Vorliegen dieser Voraus­
setzung sei hier zu bejahen gewesen, weil der Beklagte 
den Ehemann der Klägerin von einem betrieblichen Richt­
fest mit einem dem Betriebe gehörenden Kraftwagen zur 
Heimfahrt mitgenommen habe; durch die Teilnahme am Richt­
fest sei die Fähigkeit des Ehemanns der Klägerin, allein 
nach Hause zu fahren, herabgesetzt gewesen; der Beklagte 
habe die Fahrt daher in Ausübung betrieblicher Fürsorge 
durchgeführt«

Die Revision kann hiermit nicht durchdringen« Im 
Rechtsstreit ist nichts darüber vorgetragen worden, daß 
der Ehemann der Klägerin außerstande oder auch nur in 
merklicher Weise behindert gewesen sei, sich nach dem 
Richtfest allein nach Haus zu begeben« In dieser Hinsicht 
ist auch den vom Berufungsgericht beigezogenen und zum 
Gegenstand der BerufungsVerhandlung gemachten Strafakten 
gegen den Beklagten nichts zu entnehmen gewesen« Insbe­
sondere hat dort auch der Beklagte selbst nichts der-
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gleichen gesagt; vielmehr hat er angegeben, gegen 15»30 
Uhr seien sie alle von der Baustelle aufgebrochen und der 
Ehemann der Klägerin, ein von ihm hochgeschätzter guter 
Bekannter, habe ihn gebeten, ihn mit nach Hause zu nehmen, 
"weil er neben mir wohnt” 0 Mit dem abweichenden neuen 
Vorbringen kann die Revision kein Gehör finden» Danach 
kann aber auch nicht anerkannt werden, daß es ein Akt 
betrieblicher Fürsorge gewesen sein müsse, wenn der Be­
klagte den Ehemann der Klägerin von dem Richtfest in dem 
Wagen, der ihm von der Firma wie ein Privatwagen zu frei­
er Verfügung überlassen v/orden v/ar, zur Heimfahrt mitnahm0 
Auf Grund dos festgestellton Sachverhalts konnte da3 Be­
rufungsgericht im Gegenteil durchaus zu der Auffassung 
gelangen, daß der Beklagte nicht aus betrieblicher Für­
sorge gehandelt, sondern daß sich die Mitnahme des Ehe­
mannes der Klägerin außerhalb des betrieblichen Aufgaben­
kreises des Beklagten in privater Sphäre vollzogen hat«. 
Jedenfalls ist diese vorwiegend dem tatrichterlichen Be­
reich angehörende Würdigung aus Rechtsgründen nicht zu 
beanstanden«.

Das Berufungsgericht hat hiernach mit Recht die 
Annahme abgelehnt, daß die Schadenshaftung des Beklagten 
ausgeschlossen sei«,

Zusätzlich hat das Berufungsgericht noch erwogen, 
der Haftungsausschluß komme nach § 636 RVO n.P, - ent­
sprechend der früheren Regelung in § 1 Abs«, 2 des Ge­
setzes vom 7o Dezember 1943 über die erweiterte Zulassung 
von Schadensersatzansprüchen bei Dienst- und Arbeitsun­
fällen - auch darum nicht in Betracht, v/eil der Unfall 
bei der Teilnahme am allgemeinen Verkehr eingetreten sei» 
Die Revision tritt dem entgegen; sie hält dafür, es sei
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dem sogenannten Werkverkehr gleichzustellen;, daß der Be­
klagte den Ehemann der Klägerin zur Heimfahrt mitgenommen 
habe» Es erübrigt sich, hierauf weiter einzugehen» Bas 
Gesetz hat unter den in ihm bezeichneten Voraussetzungen 
Schadensersatzansprüche nur wieder zugelassen, wo sie 
sonst nach §$ 898, 899 RVO ausgeschlossen wären» Da hier 
der Haftung saus Schluß nach §§ 898, 899 RVO nicht ein­
greift, kommt es auf die Ausnahmeregelung über die Wieder­
zulassung von Schadensersatzansprüchen nicht an.

6o Obwohl das Berufungsgericht den Einv/and des Mit­
verschuldens als verspätet bezeichnet hat, da er erst in 
zweiter Instanz erhoben worden sei, ist es doch sachlich 
auf ihn eingegangen• Da der Beklagte, so hat es ausgo- 
führt, auf dom Richtfest nicht mehr als 21/2 Flaschen 
Bier getrunken und dieser Verzehr sich auf eine Zeit von 
etwa 31/2 Stunden verteilt habe, auch nichts darüber 
vorgetragen worden sei, daß der Beklagte bereits auf der 
Baustelle ein auffälliges Benehmen an den Tag gelegt habe 
oder sonstige Trunkenheitsanzeichen hervorgetreten seien, 
habe der Ehemann der Klägerin nicht davon auszugehen 
brauchen, daß der Beklagte nicht mehr fahrtüchtig gewesen 
sei« Demgegenüber hebt die Revision darauf ab, daß nach 
dem Inhalt der Strafakten die Blutprobe beim Beklagten 
eine Stunde nach dem Unfall einen Alkoholspiegel von 
2 o/oo auf gewiesen, der Arzt bei der Entnahme der Blut­
probe eine mittelgradige Betrunkenheit festgestellt, der 
Zeuge aus dem Reden und Benehmen des Beklagten
nach dem Unfall ,den Schluß gezogen hat, der Beklagte 
stehe unter Alkoholeinfluß, und der Polizeibericht eben­
falls zum Ausdruck gebracht hat, der Beklagte habe unter 
Alkoholeinwirkung gestanden» Ohne das Gewicht dieser 
Umstände zu verkennen, hat das Berufungsgericht ihnen 
jedoch nicht den Beweiswert beigemessen, den die Revision
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ihnen beilegen möchte» Der hohe Blutalkoholgehalt 
erklärt sich nach Ansicht des Berufungsgerichts mit aus 
der unstreitigen Tatsache, daß der Beklagte schon am 
Vortage Alkohol genossen hätte; es ist aber nicht be­
hauptet worden, daß der Ehemann der Klägerin hiervon 
gewußt hat» Nach dem Unfall, so hat das Berufungsgericht 
weiter erwogen, habe sich die Aufmerksamkeit der hinzu- 
gekommenen Personen wegen der naheliegenden Vermutung, 
daß Alkohol im Spiele gewesen sei, naturgemäß verschärft 
hierauf gerichtet» Was sie wahrgenommen hätten, reiche 
aber nicht aus, um festzustellen, daß die Betrunkenheit 
des Beklagten auch schon vor Antritt der Unglücksfahrt 
erkennbar gev/esen sei und dem Ehemann der Klägerin hätte 
auffallen müssen» Hierfür fehle es an schlüssigem Vor­
bringen und Beweiserbieteno Überdies sei nicht auszu­
schließen, daß ein etwa absonderliches Verhalten des Be­
klagten nach dem Unfall mit durch den Unfallschock be­
einflußt gev/esen sei»

Diese Würdigung ist rechtlich nicht angreifbar»
Daß sie denkgesetzwidrig sei, trifft nicht zu» Dem rechts­
kundig: . vertretenen und beratenen Beklagten einen 
weiteren Sachvortrag mit Beweisanträgen hahe zu legen, 
war das Berufungsgericht nicht gehalten»



Ohne Rechtsverstoß :.hat das Berufungsgericht 
hiernach den Einwand mitwirkenden Verschuldens für 
unbegründet gehalten«

Die Revision kann somit keinen Erfolg haben«

Nach § 97 ZPO hat der Beklagte die Kosten des 
Revisionsverfahrens zu tragen«

Engels Hanebeck Dr« Hauß

Gähtgens Dr« Nüßgens
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